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I. Vorgeschichte

1 1. Nach Art. 3 Abs. 6 der Verfassung von 1949 waren die im öffentlichen Dienst Tä­
tigen Diener der Gesamtheit und nicht einer Partei. Ihre Tätigkeit sollte von der Volks­
vertretung überwacht werden. Im einzelnen wurden die Pflichten und Rechte der Mitar­
beiter der staatlichen Verwaltungsorgane in einer Verordnung vom 10. 3. 1955 1 geregelt. 
In deren § 3 Abs. 1 wurde ihnen aufgegeben, »die Interessen der Macht der Arbeiter und 
Bauern jederzeit zu vertreten, diese Macht zu festigen und zu schützen«. Ferner hieß es 
darin: »Sie müssen das Vertrauen der Werktätigen besitzen und sich der hohen Verant­
wortung vor der gesamten Gesellschaft stets würdig erweisen. Ihre Aufgaben haben sie 
verantwortungsbewußt für die Sache des Staates der Arbeiter und Bauern zu erfüllen.« Für 
die Mitarbeiter in den Staatsorganen, die der SED angehören, galt bereits vor Erlaß der 
Verfassung von 1968 Ziffer 2g des Statuts der Partei von 1963, wonach jedes Parteimit­
glied seine Arbeit in den staatlichen und wirtschaftlichen Organen und in den Massenor­
ganisationen entsprechend den Beschlüssen der Partei im Interesse der Werktätigen zu lei­
sten und die Partei- und Staatsdisziplin zu wahren hatte. Damit waren entgegen dem 
Art. 3 Abs. 6 der Verfassung von 1949 die Mitarbeiter in den Staatsorganen der SED ver­
pflichtet worden, und zwar nicht nur die, welche Parteimitglieder waren, sondern auch in 
Auslegung des § 3 Abs. 1 der Verordnung vom 10. 3. 1955 alle ohne Ausnahme. Über die 
Verpflichtung der Mitarbeiter sicherte also die SED schon seit langem ihre Suprematie 
über den Staatsapparat (s. Rz. 33-39 zu Art. 1).

2 2. Veränderungen gegenüber dem Entwurf sind nicht zu verzeichnen.

II. Verantwortung und Rechenschaftspflicht

3 1. Art. 88 enthält nur eine Regelung für einen Teil der Mitarbeiter in den Staatsorga­
nen und der Wirtschaft, nämlich für die leitenden Mitarbeiter. Außerdem wird ihre Stel­
lung nur hinsichtlich eines, freilich wichtigen Aspekts festgelegt.

1 Verordnung über die Pflichten und Rechte der Mitarbeiter der staatlichen Verwaltungsorgane - 
Disziplinarordnung - vom 10. 3. 1955 (GBl. I S. 217).
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